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Vorwort. 

„rtir das Staatsrecht ist zur Zeit Nichts dringender 
nöthigy als die Erkenntniss, dass sich eine juristische 
Deduction nicht ersetzen lässt durch historisch-politische^, 
ethische und sociale Betrachtungen." 

Unter diesem Motto errang die vorliegende, jetzt in 
einzelnen Ausftlhrungen tiberarbeitete, in den Hauptsätzen 
jedoch unveränderte Studie bei einem vor zwei Jahren 
vom academischen Senat zu Leipzig erlassenen Preis- 
ausschreiben den ersten Preis. Dies hat mich zur Ver- 
öffentlichung derselben ermuthigt. 

Nicht die Freude am Umsturz hat die Angriffe auf 
bisher festgehaltene Lehren und Begriffsbestimmungen^ 
zu denen ich mich veranlasst gesehen habe, hervorge- 
rufen, sondern die tiefe Ueberzeugung, dass es mit der 
bisherigen, leider auch von vielen Juristen beliebten 
philosophischen Betrachtungsweise staatsrechtlicher Grund- 
begriffe nicht weiter gehen kann. Ich habe daher in 
dieser Studie den Versuch gemacht, an Stelle philosophisch 
unklarer und verschwommener feste juristische Definitionen 
der wichtigsten Begriffe des Staatsrechts zu setzea 

Mag femer die Politik die Resultate, welche die 
Wissenschaft gefunden, für ihre Zwecke verwerthen — 
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wissenscliaftliclie Besnltate werden aber jedenfalls 
nur durch wissenschaftliche Arbeit gefunden. Demnach 
ist auch die oft anzutreffende Behandlung juristischer 
Fragen vom politischen und politischer vom juristischen 
Standpunkt yöllig verwerflich. 

Juristische Widerlegungen vorliegender Schrift 
werde ich deshalb mit aufrichtiger Freude begrttssen^ 
andere aber unbeachtet lassen müssen. 

Leipzig, im September 1879. 

Der Yerfasser« 



I. Der Bnndesstaatsbegriff. 

Wir kennen verschiedene Arten von Staatenverbin- 
dungen. 

Zunächst solche, durch welche sich mehrere Staaten 
zu einem gemeinsamen Handeln in besthnmter Bichtung 
verpflichten, femer solche, die lediglich auf der zufälligen 
Gemeinschaft des Staatsoberhaupts beruhen oder bei denen 
diese Gemeinschaft zwar auf der Verfassung beruht, trotz- 
dem aber beide Staatsgewalten neben einander fort- 
bestehen. 

Weiter giebt es Staatenverbindungen, in denen die 
Herrschaft über die verbundenen Staaten einem derselben 
zusteht und solche, bei denen die verbundenen Staaten 
zu einem höheren politischen Gemeinwesen zusammen- 
gefasst werden, welches eine mehr oder weniger be- 
schränkte Herrschaft ilber die sämmtlichen einzelnen 
Staaten besitzt 

Als Beispiele ftlr die letzteren Arten von Staaten- 
verbindungen weist man in neuerer Zeit besonders auf 
die Verfassungen des neuen deutschen Beichs, der Schweiz 
und der vereinigten Staaten Nordamerikas. Die durch 
diese Verfassungen hergestellte Zusammenfassung der 
Gliedstaaten soll sich in vielen principiellen Punkten von 
der Zusammenfassung, die in manchen anderen Ver- 
fassungen, z. B. der des früheren deutschen Bundes, 
festgestellt ist, unterscheiden. Stellen wir kurz zusammen, 
in welchen Punkten eine principielle Uebereinstimmung 
zwischen den erstgenannten Verfassungen besteht 

Liebe, Sta&tsrechtl. Studiea« I. 1 
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An die Spitze verdient der Satz gestellt zu werden: 
Der Bund soll fortentwicklungsfähig sein auch gegen den 
Willen einzelner Glieder.^) Weiter schreiben die drei 
Verfassungen allein dem Bunde das Recht der Kriegs- 
erklärung zu.^ Ferner ist wichtig die nach jeder der 
drei Verfassungen dem Bunde zustehende eigne Finanz- 
gewalt. ^) An diese Finanzhoheit schliesst sich die Be- 
fugniss der alleinigen Regelung des Zollwesens, der 
Ordnung des Münz-, Maass- und Gewichtssystems.*) 

Weiter finden wir in den genannten drei Verfassungen 
die Bestimmung eines gemeinsamen Indigenats.^) Damit 
hängt der fernere wichtige Satz zusammen, welchen die 
Schweizer Verfassung Art. 42 mit den Worten ausspricht: 
Jeder Kantonsbürger ist Schweizerbürger. Was heisst 
das? Jeder Bürger eines Kantons ist Bürger des Bundes^ 
die Gesetze des letzteren verpflichten ihn ebenso direct^ 
wie die Gesetze seines engeren Vaterlandes. Da nun 
aber nach den drei genannten Verfassungen dem Bunde 
das Recht zusteht, einzelne Gliedstaaten selbst wider 
ihren Willen zu verpflichten, da also jede der drei 
Staatenverbindungen eine den Gliedstaaten tibergeordnete 
Macht sein will, so igt es nur natürlich, dass auch die 
Gesetze der Staatenverbindung verfassungsmässig denen 
der Gliedstaaten vorgehen. Die Reichsverfassung und die 
Verfassung Nordamerikas sprechen dies auch scharf und 



*) Die Reichsverfassung (Rvf.) spricht diesen Satz -aus in 
Art. 78, i; die Schweizer Verfassung von 1848 (Schw.) in Art. 112 ff.; 
die Nordamerikanische von 1787 (NA.) in Art. V. 

«) Rvf. Art. 11, womit vgl. Abschn. XI; Schw. Art. 8; NA. 
Art. I Abschn. 8 No. 11 ff. 

•) Rvf. Abschn. XII, namentlich Art. 73, der dem Reiche die 
Aufnahme von Anleihen gestattet; Schw. Art. 23 ff., 39; NA. Art. I 
Abschn. 8 No. 1 f. 

*) Rvf. Art. 4 No. 2 f., Abschn. VI; Schw. Art. 23, 36 f.; NA, 
Art. I Abschn. 8 No. 5. 

*) Rvf. Art. 3; Schw. Art. 41; NA. Art. IV Abschn. 2 § 1. 
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bestimmt aus^) und .die Verfassung der Schweiz will, 
wie sich aus ihrem ganzen Geiste ergiebt, für ihre 
„Bundesgesetze" dasselbe Princip gelten lassen.^) 

Diesem Rechte der genannten Staatenverbindungen, 
ihren Unterthanen ohne Vermittlung der Gliedstaaten 
Gesetze zu geben, entspricht die Pflicht, sie auch dem 
Auslande gegenüber selbst zu schützen und zu vertreten. 
Demnach haben diese Staatenvereinigungen nicht nur, wie 
wir oben sahen, das Kriegsrecht, sondern auch das Ver- 
tragsrecht dem Auslande gegenüber in den wichtigsten 
Angelegenheiten den Gliedstaaten entzogen.^) 

Femer tragen die drei genannten Verfassungen nicht 
nur Sorge für den Schutz der Unterthanen nach aussen, 
sondern auch für Förderung des Wohlstandes im Innern.*) 

Was ergiebt sich nun aus der bisherigen Zusammen- 
stellung? Die drei genannten Verfassungen geben sämmt- 
lich dem Bunde das Recht, Krieg zu erklären, Staate- 
vertrage mit dem Auslande abzuschliessen, Zölle zu er- 
heben; sie geben dem Bunde weiter das Recht, Gesetze 
zu erlassen, d. h. solche Normen, welche die Unterthanen 
direct binden, welche die Unterthanen der Einzelstaaten 
daher zu Unterthanen des Bundes machen. 

Welche Gewalt aber ist zur Kriegserklärung, zum 
Abschluss von Staatsverträgen, zur Erhebung von Zöllen, 
zum Erlass von Gesetzen, d. h. von Normen für Unter- 
thanen u. s. w. nur befugt? Nur eine Staatsgewalt 
Die genannten Staatenverbindungen müssen also eine 



1) Kvf. Art. 2; NA. Art. VI § 2. 

«) Vgl. auch Schw. Art. 90 No. 13. 

») Rvf. Art. 3 i. f., Art. 4 No. 7, Art. 11 Abs. 3, Art. 56; 
Schw. Art. 8; NA. Art. 1 Abschn. 10 § 1. 

^) Hierher gehören ausser der am Eingang der Byf. enthaltenen 
Zweckbestimmung Rvf. Art. 4, Abschn. YII, YIII und Art 54; 
Schw. Art. 22, 29 ff., 33 u. s. w.; der Eingang und mehrere Einzel- 
bestimmungen der ünionsverfassung. 

1* 
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wirkliche Staatsgewalt, eine Organisation dieser Staats- 
gewalt besitzen« Es ist zu untersuchen, ob dies thatr 
sächlich der Fall ist. 

In Nordamerika ist eine wahre Gesetzgebuugsgewalt 
tibertragen dem „Congresse" ^), d. h, dem Senat und dem 
Hause der Repräsentanten, in der Schweiz der „Bundes- 
versammlung^', d. h. dem Stände- und Nationalrath. In 
beiden Staatenverbindungen ist also geradezu die gesetz- 
gebende Gewalt selbst auf zwei Factoren tibertragen, auf 
die Vertreter der Gliedstaaten und die Vertreter des Volks. ^) 
Im deutschen Reich wird die Gesetzgebung „ausgetibtf' *) 
durch den Bundesrath und den Reichstag.^) Demnach 
besitzen die genannten Staatenverbindungen ein eignes 
Organ für die Gesetzgebung. Es bleibt noch die Frage 
zu beantworten, ob ein solches Organ auch für die tibrigen 
Factoren der Staatsgewalt vorhanden ist. 

Wir sehen, dass nach der Reichsverfassung Art. 11 
der deutsche Kaiser Vertreter des „Reichs" Dritten gegen- 
tiber ist, er hat „im Namen des Reichs Krieg zu erklären 
und Frieden zu schliessen, Btindnisse und andere Ver- 
träge mit fremden Statten einzugehen, Gesandte zu be- 
glaubigen und zu empfangen". Der Kaiser hat den 
Reichskanzler und eine grosse Anzahl anderer Reichs- 
beamter zu ernennen, resp. zu entlassen, er hat damit 
die oberste Leitung der Regierung und der Reichsver- 



») NA. Art. I Abschn. 8 No. 18. 

*) Man beachte in den Art. 61 und 69 der Schweizer Ver- 
fassung die Gegenüberstellung der „Abgeordneten des Schweizer 
Volks** und der „Abgeordneten der Kantone**« 

*) Näheres Eingehen auf die Frage, wem im deutschen Reiche 
die Gesetzgebung zusteht, ist unnöthig. Vgl. darüber Meyer, 
Lehrbuch des deutschen Staatsrechts § 163 N. 2—3; La band, 
Staatsrecht B. I S. 253—255, 506 f., namentlich aber B. II S. 24 ff., 
33 und darüber Meyer in Hirth's Annalen 1878 S. 371. 

^) Und zwar sind auch hier die Mitglieder des Beichstags 
„Vertreter des gesammten Volks**. 
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waltung. Für einzelne Zweige der Verwaltung sind 
weiter leitende Organe der Reichskanzler und der Bundes- 
rath (theilweise in Verbindung mit dem Reichstag), die 
nun wieder über Unterbeamte verfügen. 

Wenn man nun als für den Staat wesentliche Hoheits- 
rechte die Befugniss ansieht, mit dem rechtmässigen An- 
spruch auf allgemeine Anerkennung bindende Normen 
zu erlassen und das Recht, selbst für die Durchführung 
dieser Anordnungen zu sorgen oder wenigstens dieselbe 
zu überwachen^), so kann keinen Augenblick zweifel- 
haft sein, dass das deutsche Reich als solches diese 
Hoheitsrechte und die zu ihrer Ausübung nöthigen Organe 
besitzt — Ebenso die Schweiz*) und Nordamerika^): 
Das deutsche Reich, die Schweiz und die Union besitzen 
also eine eigene Staatsgewalt: jede der drei Staatenver- 
bindungen hat Staatscharakter. 

Wir haben im Vorhergehenden manche gleiche Prin- 
cipien der oben genannten drei Verfassungen zusammen- 
gestellt Wir haben auch — und wol ohne Nachtheil 
für den Zweck dieser Zeilen — eine grosse Zahl der 
ferneren Bestimmungen, in denen diese Verfassungen 
übereinstimmen, nicht erwähnt, ebenso die Verschieden- 
heiten derselben nicht hervorgehoben. 

Unter dem allgemeinen Begriffe der Staatenverbin- 
dungen stehen die Begriffe des Bundesstaats und Staaten- 
bundes. 

Fast könnte es nun nach Obigem scheinen, als 
wollten wir uns jenen Definitionen dieser beiden Begriffe 
anschliessen, welche sagen: wenn eine Staatenverbindung 
gewisse Bestimmungen in ihre Verfassung aufgenommen 



1) Rvf. Art. 4 Abs. 1 u. Art. 17. 

*) Schw. Art. 73 ff. (Befugnisse der Bandesversammlang), Art 
83 ff. (Bundesrath) , Art. 93 (Bundeskanzlei) , Art. 94 ff. (Bundes- 
gericht). 

8) Art. I Abschn. 8, Art. II Abschn. 2 f., Art. III. 



hat, so ist sie ein Bundesstaat , hat sie gewisse andere 
aufgenommen, ist sie ein Staatenbund. Die Gründung 
des norddeutschen Bundes hat den geringen Wei-th der- 
artiger Definitionen bewiesen und wer jetzt, mit Berück- 
sichtigung der Verfassung des deutschen Reichs solche 
BegriflFsbestimmungen aufzustellen versucht, wird sich ge- 
fallen lassen müssen, dass ihn die Weltgeschichte bei 
nächster Gelegenheit ebenfaUs Lügen straft. 

Fast allgemein werden die Verfassungen des deut- 
schen Seichs, der Schweiz und der nordamerikanischen 
Union als Verfassungen von Bundesstaaten bezeichnet. 
Die Bestimmung des Bundesstaatsbegriflfs ist dabei bei 
den verschiedenen Schriftstellern völlig verschieden. 

Auch wir bezeichnen die genannten Staatenverbin- 
dungen als Bundesstaaten. Warum? Die oben zusammen- 
gestellten principiellen Bestimmungen der drei Verfassungen 
sind sämmtlich, wie sich schliesslich gezeigt hat, Ausflüsse 
eines und desselben höheren Princips. Dieses höhere 
Princip lautet: die betreffenden Staatenverbindungen als 
solche haben Staatscharakter. ^ 

Finden wir aber im Bundestaate einen Staat, welcher 
geschaffen ist, um tiefgehenden gemeinsamen Interessen 
der durch ihn geeinigten Stämme oder Völkerschaften 
ßechnung zu tragen, dann kann es keinen Augenblick 
zweifelhaft sein, dass diesen wichtigen, gemeinsamen 
Interessen gegenüber die Interessen einzelner Stämme 
zurücktreten müssen, dass also in jedem Bundesstaate 
die einzelnen Stämme dem Willen der Gesammtheit gegen- 
über zum Gehorsam verpflichtet sein müssen.^) Dem 



') Ah das durchschlagendste Argument für diese Behauptung 
muss auch ich es betrachten, dass ein unmittelbares Unterthanen- 
yerhältniss dem Bunde gegenüber in allen drei Staatenverbindungen 
unleugbar vorhanden ist. 

«) Trend eleu bürg, Naturrecht § 226: „Eine Verfassung, 
welche, um zu bestehen, um guten Willen bitten muss, ist keine.*^ 
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Bundesstaate muss also eine gesetzgebende Gewalt zu- 
stehen, die ihn zum Erlass von sowol die Gliedstaaten, 
wie die ünterthanen bindenden Anordnungen befugt. 

Demnach gehen wir aus von folgender Definition des 
Bundesstaats: Ein Bundesstaat ist da vorhanden, wo eine 
Mehrheit mit einander verbündeter Staaten mit ihren 
Ünterthanen den verfassungsmässigen Anordnungen einer 
über sämmtlichen verbündeten Staaten stehenden Staats- 
gewalt Gehorsam schuldet. 



IL Der Sonveränetätsbegriff. 

In hohem Grade nützlich und lehrreich für die Be- 
griflfsbestimmung ^) der Souveränetät ist eine Betrachtung 
der Bundesverhältnisse, welche in Deutschland in den 
letzten 70 Jahren bestanden haben. War in allen diesen 
Bundesverhältnissen die Souveränetät der Gliedstaaten die 
gleiche? 

Im Kheinbund war den einzelnen Staaten das volle 
Kecht der Gesetzgebung, Gerichtsbarkeit, Besteuerung, 
Militäraushebung belassen, jedoch stand ihre Militärmacht 
zur. alleinigen Verfügung des Protectors, der, ohne den 
Bund fragen zu müssen, allein das Recht der Kriegs- 
erklärung und des Friedensschlusses hatte. Es waren 
demnach die Staaten an den Willen ihres Protectors nur 
gebunden in Bezug auf ihre äussere Politik, und zwar 
war diese Gebundenheit eine lediglich vertragsmässige. 

Der deutsche Bund hatte als solcher ebenfalls das 
Recht der Kriegserklärung, er konnte aber auch in man- 
chen internen Angelegenheiten die einzelnen Staaten 



^) Bezüglich der Geschichte des SouveränetiHtsbegriffs mag ver- 
-wiesen werden auf H. A. Zachariae, Deutsches Staats- und 
Bundesrecht § 14 No. 7 uud H. Schulze, Einleitung in das 
deutsche Staatsrecht, Neue Ausgabe § 52. 
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bindende Normen erlassen. Er vermochte aber die ein* 
zelnen Staaten nicht wider ihren Willen weiter zu ver- 
pflichten, als sie sich selbst im Grundvertrage verpflichtet 
hatten; die durch die Wiener Schlussakte endgiltig fest- 
gestellte Competenz des Bundes konnte nur Vertrags- 
massig geändert werden. Femer aber griflf auch der 
deutsche Bund in das Verhältniss der einzelnen Staaten 
zu ihren ünterthanen durchaus nicht ein; ein Unterthanen- 
verhältniss gab es nur den Gliedstaaten, nicht dem Bunde 
gegenüber und der Bund war durchaus nicht in der Lage^ 
Anordnungen zu treffen, die Itir die ünterthanen unmittel- 
bar, von Bundeswegen Giltigkeit gehabt hätten.^) 

Dem deutschen Reiche nun steht, wie jedem Bundes- 
staate, fllr gewisse Gebiete ein volles Gesetzgebungsrecht 
zu. Wie in jedem Bundesstaate geten die vom Reiche 
erlassenen Gesetze denen der Gliedstaaten vor. Es giebt 
demnach in jedem Bundesstaate eine Sphäre staatlicher 
Thätigkeit, mag sie auch noch so klein sein, für welche 
die Gliedstaaten nicht zuständig sind, in welcher durch 
die Zuständigkeit des Gesammtstaats diejenige der Glied- 
staaten ausgeschlossen ist 

Nun kommt HäneP) am Schlüsse einer kurzen, 
aber trefflichen Ausführung zu folgenden Sätzen: „Inder 
sittlichen Natur des vollkommenen Staats liegt die Selbst- 



^) Mo hl (Deutsches Reichsstaatsrecht S. 29N. 1) meint, es sei 
,,kein rechtlicher Grund einzusehen, warum nicht in einem Staaten- 
bunde, wenn auch allerdings ausnahn^sweise , Anordnungen sollten 
getroffen werden können, welche für die ünterthanen unmittelbare 
Giltigkeit hätten.'' Der rechtliche Grund dürfte doch wol eben 
der sein, dass der Staatenbund kein Staat ist, folglich auch keine 
Ünterthanen besitzt, für die er unmittelbar giltige Anordnungen 
treffen könnte. — Auf der andern Seite kann es im Bundesstaate 
sehr wol vorkommen, dass der Gesammtstaat Verordnungen erl&sst, 
welche in erster Linie für die Gliedstaaten, nicht fQr die Ünter- 
thanen Giltigkeit haben. 

*) Studien zum deutschen Staatsrechte B. I Seite 148 f. 
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bestimmuDg zu seiner Idee. Und dieser seiner sittlichen 
Natur, entfaltet in einer obersten Herrschaft über die 
menschliche Gemeinschaft, entspricht die Rechtsmacht der 
Selbstbestimmung seiner Competenz. Wenn der konkrete 
Staat im Wechsel der konkreten Voraussetzungen seine 
Aufgaben im Einzelnen erweiternd oder beschränkend 
wechselt, so befreit er sich damit nicht von den be- 
grenzenden Anforderungen seiner Idee, aber er empfängt 
rechtlich die damit wechselnden Grenzen seiner Com- 
petenzen nicht von einer übergeordneten Autorität, son- 
dern er setzt sie sich selbst in den verfassungsmässigen 
Formen seiner Willensbildung. — In dieser Rechtsmacht 
des Staats über seine Competenz liegt die oberste Be- 
dingung der Selbstgenügsamkeit, der Kernpunkt seiner 
Souveränetät." 

Mit diesen Sätzen hat Ilänel den Kernpunkt der 
Frage getroffen. Um den Begriff der Souveränetät zu 
bestimmen, wird man in der That davon ausgehen müssen, 
dass ein Staat, welcher souverän genannt werden soll, 
die Grenzen seiner Competenz nicht von einer übergeord- 
neten Autorität empfängt, sondern sie sich selbst zu setzen 
vermag. Dies vermag aber nur ein Staat, welcher volle 
Rechtsfähigkeit besitzt. Ein Staat, dem ein Theil seiner 
Rechtsfähigkeit, z. B. ein Theil seines Gesetzgebungs- 
rechts, derartig entzogen ist, dass es ihm rechtlich un- 
möglich ist, aus eigener Machtvollkommenheit auf diesem 
entzogenen Gebiete thätig zu werden, kann in Folge dessen 
auch seine Zuständigkeit nicht frei bestimmen. Ein Staat, 
welcher nur auf seine Handlungsfreiheit so weit ver- 
zichtet hat, dass er die Direction für sein politisches Ver- 
halten sich von einer äusseren Macht ertheilen lässt, wie 
z. B. die Rheinbundstaaten, welcher aber in der Be- 
stimmung seiner durch die Staatsidee ihm gesetzten Aut- 
gaben völlig freie Hand hat, wird ein souveräner genannt 
werden müssen. 

Auch der frühere deutsche Bund beschränkte in keiner 
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Weise die Bechtsfähigkeit der einzelnen Staaten. Dieselben 
standen sich gegenüber wie Paciscenten im privatrecht- 
lichen Vertrag. Die in manchen (nicht aber den wichtig- 
sten) Angelegenheiten zugelassene Majorisirung hatte 
nur die Bedeutung, dass eben der betreffende in der 
Minorität verbliebene Staat von Anfang an erklärt hatte, 
sich in seiner Handlungsweise nach der der übrigen 
Staaten zu richten, es also sein eigner Wille war, der 
gegen ihn durchgeführt wurde. ^j Die Mitglieder ver- 
zichteten nicht z. B. auf ihr Kriegsrecht, sondern nur 
darauf, es anders als in einer gewissen Weise auszu- 
üben. Die Bundesversammlung war nur ein Organ ge- 
meinsamen, bundesmässigen Handelns. Die Fähigkeit, 
seine rechtliche Zuständigkeit zu bestimmen, war voll 
und ganz jedem Gliedstaate verblieben. Deshalb waren 
auch die einzelnen Staaten souverän. 

Die Souveränetät eines Staates besteht nicht darin, 
dass ein Staat überhaupt thun kann, was er will, sondern 
darin, dass er in seiner Bechtsfähigkeit ^), in 
der Fähigkeit, seine rechtliche Zuständig- 
keit zu bestimmen, überhaupt nicht und in 
seiner Handlungsfähigkeit nur so weit be- 
schränkt ist, als er sich selbst beschränken 
wollte. 

Die herrschende Lehre unterscheidet^) Souveränetät 
im völkerrechtlichen und im staatsrechtlichen Smne. Dies 
giebt mir Veranlassung zu einer allgemeinen Bemerkung. 

Die Staatsrechtswissenschaft kann nur gefördert 
werden durch eine streng juristische Methode. Der grosse 



■) Vgl. hierzu u. A. auch La band II, 107. 

*) Ich bitte zu beachten, dass ich unter ^^Rechtsfähigkeit** im 
Folgenden stets die Fähigkeit eines Staats verstehe, seine recht- 
liche Zuständigkeit zu bestimmen. 

*) Der Verfasser vermag nur eine Staat ssouveränetät anzu- 
erkennen und handelt daher auch nur von dieser. 
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Fortschritt, der in dieser Wissenschaft in der letzten Zeit 
gemacht worden ist, ist lediglich Schriften, wie denen 
von Martitz, Hänel, Laband, zu verdanken. Man 
versuche einmal nach der mehr philosophischen als ju- 
ristischen Abhandlung, welche Bluntschli^) über den 
Inhalt der Staatssouveränetät giebt, eine feste juristische 
und juristisch brauchbare Definition der Souveränetät zu 
finden. Es ist eine mühsame Arbeit. 

Wenn man nun aber streng juristisch verfahren will, 
sind dann Begriffe brauchbar und festzuhalten, bei denen 
man jedesmal erst fragen muss: In welchem Sinne ist 
der Begriff hier gemeint? Würde die Privatrechtswissen- 
schaft auf der jetzigen Höhe stehen, wenn sie mit einer 
so grossen Zahl doppelsinniger Grundbegriffe, wie sie 
theilweise im Staatsrecht noch festgehalten werden, zu 
arbeiten hätte? 

Völlig wird sich ja die Doppelbedeutung mancher 
juristischer Begriffe niemals wegschaffen lassen. Wie 
wir z. B. unter „Recht" selbst etwas Verschiednes ver- 
stehen, je nachdem wir es in objectivem oder subjectivem 
Sinne auffasen, so werden wir auch in der gesammten 
Rechtswissenschaft stets Begriffe beibehalten müssen, bei 
denen verschiedene Seiten zu scheiden sind. Wo aber 
durch eine solche Mehrdeutigkeit eines juristischen Be- 
griffs eine so heillose Unklarheit und Verwirrung hervor- 
gerufen wird, dass man, je nachdem man einen und 
denselben Begriff in dem einen oder anderen Sinne auf- 
fasst, zu diametral entgegengesetzten Resultaten kommt, 
da ist es doch wol Pflicht der Wissenschaft, eine Zu- 
sammenfassung und Feststellung eines solchen Begriffs 
zu versuchen.^) 



^) Lehre vom modernen Staat I, 5. Aufl. S. 575 ff. — Aehnlich 
unbrauchbar f&r eine juristische Begriffsbestimmung ist die Ab- 
handlung V. Mo hl' s über die Souveränetät in seiner Encyklopädie 
der Staatswissenschaften, 2. Aufl. S. 423—426. 

') Als Beweis fUr die durch die herrschende Lehre in diesem 
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Eine solche Feststellung eines der wichtigsten staats- 
rechtlichen Begriffe vorzunehmen, ist der Zweck vorliegen- 
der Arbeit, das Resultat der Zusammenfassung ist obige 
Definition; machen wir auf dieselbe im Folgenden die 
Probe. 

Die Unterscheidung zwischen Souveränetät im völker- 
rechtlichen und im staatsrechtlichen Sinne stellt G. Meyer 
in seinem Lehrbuch des Staatsrechts am präcisesten fest. 
Er sagt ^): 

„Souveränetät als Eigenschaft des Staats bedeutet: 

1) die Unabhängigkeit desselben von anderen poli- 
tischen Gemeinwesen. 

2) die Unbeschränktheit seines Wirkungskreises und 
die daraus sich ergebende Ueberordnung über alle auf 
seinem Gebiete befindlichen Personen und Gemeinwesen." 

Souveränetät bedeutet demnach: „Die Unabhängig- 
keit eines Staats von anderen politischen Gemeinwesen." 
Die Souveränetät im völkerrechtlichen Sinne müsste dem- 
nach nicht mehr vorhanden sein, wenn ein Staat irgend- 
wie von andern politischen Gemeinwesen abhängig ist. 
In der That kommt Meyer 2) auch zu dem Schlüsse, 
dass in jedem Bundesverhältnisse, also auch im Staaten- 
bunde, die Gliedstaaten nicht mehr „voll souverän" seien. 

Meyer und die ganze von ihm vertretene Lehre 
vdrd sich die Consequenz gefallen lassen müssen, dass 
alle Staaten, welche sich vertragsmässig verpflichtet haben, 
irgendwelchen Theil der politischen Aufgaben nach ge- 
meinsamen Grundsätzen zu erfüllen, der Souveränetät im 
völkerrechtlichen Sinne verlustig gegangen sind. Denn 
auch im Staatenbund liegt nichts Anderes vor, als eine 
derartige vertragsmässige Verpflichtung der Gliedstaaten. 



Punkte angerichtete Unklarheit und Verwirrung vergleiche man in 
Meyer's Lehrbuch des deutschen Staatsrechts die §§ 1, 6, 14. 

1) S. 10. 

') § 14, Tgl. auch S. 82. 
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Wohin kommen wir aber dann? Sind die zu einem 
Zollverein vereinigten Staaten noch voll souverän? Sind 
schliesslich überhaupt zwei Staaten, welche einen Han- 
dels- oder Rechtshilfevertrag mit einander abgeschlossen 
haben, noch völlig von einander unabhängig? Um für 
juristische Definitionen verwendet werden zu können, ist 
dieser Begriff der Unabhängigkeit ein viel zu allge- 
meiner. 

Ist ein Staat von anderen politischen Gemeinwesen 
abhängig, so kann diese Abhängigkeit eine derartige sein, 
dass der betreffende Staat auf gewissen Gebieten staat- 
licher Thätigkeit aus eigener Machtvollkommenheit über- 
haupt nicht thätig werden darf. Dann ist er in seiner 
Rechtsfähigkeit beschränkt — nicht mehr souverän. Oder 
die Abhängigkeit besteht darin , dass sich ein Staat, 
welcher das Recht der Thätigkeit auf dem gesammten 
Gebiete staatlicher Aufgaben besitzt, verpflichtet hat, diese 
Thätigkeit in gewissen Beziehungen nur nach gewissen 
Grundsätzen auszuüben — diese Selbstbeschränkung seiner 
Handlungsfähigkeit macht ihn seiner Souveränetät nicht 
verlustig. 

Zweitens bedeutet die Souveränetät eines Staats nach 
Meyer: „die ünbeschränktheit seines Wirkungskreises 
und die daraus sich ergebende üeberordnung über alle 
auf seinem Gebiete befindlichen Personen und Ge- 
meinwesen." Unter „Ünbeschränktheit seines Wirkungs- 
kreises" dürfte Meyer und die herrschende Lehre kaum 
etwas Anderes verstehen, als ich unter der Fähigkeit 
des Staats, seine rechtliche Zuständigkeit zu bestimmen, 
verstehe. 

Diese Fähigkeit eines Staats, seine rechtliche Zu- 
ständigkeit frei zu bestinunen, ist nun entweder vor- 
handen oder nicht vorhanden und danach ist der be- 
treffende Staat entweder souverän oder nicht souverän. — 

Ganz kurz möchte ich mich noch, ehe ich auf die 
Hauptfrage eingehe, gegen einen Satz Gerb er 's wenden. 
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Gerber sagt^: „Die Souveränetät ist kein Begriff, der 
blos auf der Basis des Rechts beruht, er setzt zugleich, 
um zur vollen Wahrheit zu werden, eine entsprechende 
Macht voraus" und fährt dann fort: „daher war die Sou- 
veränetät der einzelnen deutschen Staaten (im früheren 
deutschen Bunde) obschon rechtlich dieselbe, doch that- 
sächlich ausserordentlich verschieden." Dieser Ansicht 
muss ich widersprechen. Will man eine thatsächliche 
Verschiedenheit der Souveränetät nach den äusseren 
Machtverhältnissen der Staaten statuiren, so erhält man 
niemals feste Begriffe. Das Fürstenthum Liechtenstein 
ist genau so souverän wie das Kaiserthum Oesterreich, 
mag auch, wie Lab and*) sagt, „die Existenz eines 
souveränen Gemeinwesens wie Liechtenstein eine Ironie 
des Staatsbegriffs" sein. Der Begriff der Souveränetät 
hat mit den Machtmitteln, die zur Geltendmachung des 
souveränen Willens zu Gebote stehen, gar nichts zu thun, 
er ist lediglich ein Rechtsbegriff. 



III. Die Lehre von Waitz. — Entsteht der Bundes- 
staat dnreh Gesetz oder Vertrag? — Organisation 
, des Bundesstaats. 

Von einer herrschenden Theorie des Bundesstaats 
ist heute wol kaum mehr zu reden; Waitz' Theorie ist 
lange Zeit die herrschende gewesen, sie muss auch an 
dieser Stelle eine besondere Berücksichtigung finden. 

Waitz lehrt ^): „Nur da ist ein Bundesstaat vor- 
handen, wo die Souveränetät nicht dem einen und nicht 
dem andern, sondern beiden, dem Gesammtstaat (der 
Gentralgewalt) und dem Einzelstaat (der Einzelstaats- 



^) Grundztige des deutschen Staatsrechts, 2. Aufl. S, 24 N. 4« 

«) B. I S. 7. 

s) Orandzüge der Politik S. 166. 
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gewalt), jedem innerhalb seiner Sphäre, zusteht" Nur 
der Umfang, nicht der Inhalt der Souveränetät sei be- 
schränkt und jener für die eine Staatsgewalt so gut wie 
für die andere. 

Nun ist es vor allen Dingen richtig, dass der Bundes- 
staat die Erfüllung eines gewissen Theils staatlicher Auf- 
gaben den Gliedstaaten in der Weise überlässt, dass es 
einer Verfassungsänderung bedürfen würde, wollte der 
Gesammtstaat auf diesem Gebiete thätig werden. 

Es ist weiter richtig, dass in dem Gesetzgebungs- 
recht auf diesem Gebiete sich für die Gliedstaaten durch 
die Errichtung des Bundes nichts geändert hat^), dass 
auf diesem Gebiete die Staatsgewalt der Gliedstaaten 
noch immer, wie früher, so zu sagen die höchste In- 
stanz bildet 

Es giebt weiter ein Gebiet staatlicher Aufgaben, auf 
welchem die Gliedstaaten gar nicht mehr thätig werden 
dürfen, da auf ihm der Gesammtstaat verfassungsmässig 
thätig geworden ist und schliesslich giebt es ein Gebiet 
oder kann es wenigstens noch ein Gebiet geben, auf dem 
die Gliedstaaten noch thätig werden dürfen, so lange 
nicht der Gesammtstaat, was er verfassungsmässig jeden 
Augenblick darf, auf demselben thätig wird. 

Auf diesem letzteren Gebiete bilden die Gliedstaaten, 
so lange ihnen überhaupt noch eine Thätigkeit auf dem- 
selben verstattet ist, nicht mehr die oberste Instanz. Sie 
sind hier auf einem Gebiete thätig, auf welchem jeden 
Augenblick eine höhere Gewalt thätig zu werden vermag. 
Die Thätigkeit der Gliedstaaten beruht jedoch auf eigenem^ 
nicht abgeleitetem Rechte: die Gliedstaaten sind auf diesem 
Gebiete autonom. 



^) Ich nehme den gewöhnlichen Fall an, dass sich der Bundes- 
Staat aus mehreren früher verbundenen Staaten zusammensetzt, 
(Jeber den Fall der Entwicklung des Bundesstaats aus einem Ein» 
heitsstaate s. unten S. 21 N. 3 und S. 22 N. 1. 
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Da die Antonomie stets eine höhere Gewalt voraas- 
setzt, welche ihr die Grenzen ihrer Berechtigung steckt^ 
so können für das Gebiet, auf welchem die Gliedstaaten 
autonom sind, dieselben nicht mehr souverän sein. 

Auf demjenigen Gebiete nun, auf dem sich das 
Gesetzgebungsrecht der Gliedstaaten in Nichts geändert 
hat, sind die Gliedstaaten in ihrer Thätigkeit völlig un- 
beschränkt Die Gesetzgebungsacte, welche sie auf dem- 
selben vornehmen, erscheinen, für sich betrachtet , als 
Acte einer souveränen Gewalt 

Aber: Wer hat die Grenzen dieses Gebiets gezogen? 
Wessen Wille hat es bewirkt, dass die Gliedstaaten auf 
diesem Gebiete überhaupt thätig werden dürfen? 

Ich kann und darf an dieser Stelle die Beantwor- 
tung einer ungemein schwierigen und bestrittenen Frage 
nicht umgehen: die Beantwortung der Frage nach der 
rechtlichen Natur der Entstehung eines Bundesstaats. 

Hänel behauptet^): Dass der Vertrag den juri- 
stischen Entstehungsgrund fElr die dem Staate nachgeord- 
neten, öffentlich rechtlichen Korporationen und fttr den 
Staat selbst abgeben könne, sei zweifellos fUr alle die- 
jenigen, welche die Staatsnatur des Bundesstaats aner- 
kennen. 

Ich erkenne die Staatsnatur des Bundesstaats an, 
trotzdem aber oder vielmehr gerade deshalb ist für mich 
obige Behauptung nicht zweifellos. 

Betrachten wir zunächst den Vorgang bei der Grün- 
dung eines Bundesstaats ganz äusserlich. 

Derselbe wird sich wol meist so darstellen, dass 
mehrere bisher völlig unverbundene oder nur lose ver- 
bundene Staaten übereinkommen, einen Staat mit einer 
Bie enger verbindenden, mit einer Bundesstaatsverfassung 
zu gründen. Es wird dann durch Delegirte der einzelnen 



1) S. 32 f.; vgl. aber auch S. 78, wonach wenigstens die nord- 
deutsche Bundesverfassung als Bundesgesetz ins Leben getreten ist. 
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Staaten oder auf irgend welche andere Weise eine Ver- 
fassung entworfen und ein Zeitpunkt für deren Inkraft- 
treten festgesetzt. Zu diesem Zeitpunkte tritt die neue 
Verfassung in Kraft: der Bundesstaat ist fertig. 

Nun die juristische Bedeutung eines solchen Vor- 
ganges. 

Verpflichten sich Staaten zur Grtlndung eines Bundes^ 
Staats, so geschieht dies im Wege des Vertrags. Weiter 
ist es lediglich ein völkerrechtlicher Vertrag, wenn sich, 
nachdem die Bundesverfassung vereinbart ist, die ver- 
fichiedenen Staaten die Zusicherung ertheilen, in einen 
mit der vereinbarten Verfassung ausgestatteten Bundes- 
staat einzutreten. — Nun tritt die Verfassung in Kraft. 
Nachdem sie in Kraft getreten ist — so behauptet man 
von verschiedenen Seiten — besteht sie als Gesetz, ent- 
standen ist sie als Vertrag. 

Dies ist unmöglich. Es ist schlechterdings uncon- 
struirbar, dasselbe Ding erst Vertrag zwischen gleich- 
berechtigten Kontrahenten, dann plötzlich ein denselben 
Kontrahenten von einer ihnen übergeordneten Macht ge- 
gebenes Gesetz sein zu lassen^). Die Addition der ein- 



>) Seydel in der Zeitschrift f. d. ges. Staatswissenschaften 
B. XXVIII S. 211: „Ein und dasselbe Ding ist nun entweder ein 
Verfassungsgesetz oder ein Vertrag. Denn Gesetz und Staatsver- 
trag sind so unvereinbare Gegensätze, dass schlechterdings das Eine 
in das Andere nicht übergehen kann. Das Eine ist eine Norm im 
Staate, das Andere eine Vereinbarung zwischen Staaten." Von 
der Möglichkeit einer derartigen „staatsrechtlichen Novation" hat 
mich auch HänePs Aufsatz über die Natur des Vertrags in seinen 
Studien S. 31—39 nicht zu überzeugen vermocht. Der Satz Hänel's 
(S. 36) „die ,Grundverträge' sind mit dem in das Leben Treten der 
juristischen Person Statuten oder Gesetze" behauptet eine sich still, 
unmerklich vollziehende Novation, die einfach unmöglich, undenk- 
bar ist. Man denke doch an die Gründung des norddeutschen 
Bundes. Bis zum 30. Juni 1867 war die spätere Bundesverfassung 
Vertrag zwischen den Einzelstaaten — da plötzlich am 30. Juni 
Nachts 12 Uhr (derartig Unfassbares kann auch nur in derGeister* 

Liebe, Staatsrecht!. Stadien. I. 2 
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zelnen Yertragschliessenden giebt immer und immer nur 
eine Summe, keine Gesammtheit und ein Gesetz ist stets 
einzig und allein Wille einer Gesammtheit, Vertrag Wille 
einer Summe yon Personen. 

Nein — die Verfassung eines Bundesstaats ist Ge- 
setz und als solches ist sie Gemeinvnlle. Ein solcher 
kann aber durch die Addirung auch noch so vieler yer- 
tragschliessenden Einzelwillen niemals gewonnen werden. 
Ein Gesetz als Ausdruck eines Gesammtwillens kann auch 
nur entstehen durch die Thätigkeit einer Gesammtheit, 
nicht durch die Thätigkeit einer Summe. 

Wie vermeiden wir aber den logischen Bruch, das- 
selbe Ding erst als Vertrag, dann plötzlich als Gesetz 
ansehen zu müssen? Sind es wirklich die einzelnen 
Staaten, die nur durch ihre Vertragsabschlüsse den Bundes- 
staat schaffen? 

Hänel und Laban d haben bei Besprechung der 
Frage, welche Bedeutung die Publication der norddeut 
sehen Bundesverfassung in den einzelnen Gliedstaaten 
des Bundes gehabt habe, schon den richtigen Weg ge- 
zeigt, ohne jedoch die aus ihrer Entscheidung obiger 
Frage folgenden Consequenzen zu ziehen. Im Gegen- 
theil hat sich namentlich Lab and von der Theorie der 
vertragsmässigen Staatengrtindung durchaus nicht los- 
zumachen gewusst. 

Die Verfassung eines Bundesstaats ist, wie jede 
Staatsverfassung, ein Gesetz. In einem bereits bestehen- 
den Staate ist Gesetz nur der in bestimmter, durch die 
Verfassung vorgeschriebener Weise ausgedrückte Gemein- 
wille. Für die durch die Errichtung einer Verfassung 
erfolgende Gründung eines völlig neuen Staats kann 



stunde vor sich gehen) wird dieser Vertrag auf irgend welche ge- 
heimnissvolle Weise zu einem Ding ganz anderer, ganz entgegen- 
gesetzter Art, still, unmerklich vollzieht sich diese Umwandlung — 
erst 26 Tage später erfährt die Welt den nächtlichen Spukl 



— 19 — 

selbstverständlich eine bestimmte Fonn nicht vorge- 
schrieben sein. Durchaus genügend ist die irgendwie 
erfolgende Erklärung des Gerne in willens, dass gewisse 
Bestimmungen von einer bestimmten Zeit W Gesetz fllr 
die ihren Gemeinwillen erklärende Gesanmitheit sein 
sollen. Wo eine bestimmte Form für die Gesetzgebung 
nicht vorgeschrieben, ist Gesetz der erklärte Wille der 
G^sammtheit 

Eine Bundesstaatsverfassung entsteht nun selbst 
dann auf dem Wege der Gesetzgebung^), wenn sie ledig- 
lich vereinbart wird durch Delegirte der einzelnen Staaten. 
Diese Vereinbarung bedeutet zunächst: Die Staaten ver- 
pflichten sich, das ins Leben Treten eines mit der verein- 
barten Verfassung ausgerüsteten Bundes zu fördern; 
zweitens, in einen mit der vereinbarten Verfassung au&- 
gestattaten Bund einzutreten. 

Drittens aber liegt in jeder derartigen Vereinbarung 
auch die Erklärung des Willens einer Gesammtheit, d. h. 
ein gesetzgeberischer Act. Eine Bundesstaatsverfassung 
hat nicht nur einen für ein Landesgesetz, sondern auch 
einen für einen Vertrag der einzelnen Gliedstaaten un- 
möglichen Inhalt. Wohl können zwei Staaten sich ver- 
tragsmässig die Unterordnung unter ein drittes Gemein- 
wesen versprechen, nicht aber vermögen zwei Staaten 
durch einen zwischen ihnen abgeschlossenen Vertrag 
eine qualitativ von jeder Einzelstaatsgewalt verschie- 
dene Staatsgewalt in das Leben zu rufen. ^) Durch 



^) Allerdings sicherlich niemals, wenn der Bundesstaat sich 
aus bisher unverbundenen Staaten zusammensetzt, auf dem Wege 
der konstitutionellen Gesetzgebung, wie Hänel S. 78 bezüglich der 
Entstehung der norddeutschen Verfassung annimmt. 

«) Hänel S. 32 ff. und Laband I. S. 60 berufen sich für 
ihre gegentheilige Ansicht auf die vertragsmässige Entstehung der 
juristischen Personen des Privatrechts. Gleichwol gesteht aber 
Hänel S. 33 unumwunden zu, dass im Verhältniss des Staats zu 
den Unterthanen der Vertrag als Entstehungsgrund und Vertrags- 

2* 
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Vertrag kann nur eine quantitativ von den Einzel- 
Staatsgewalten verschiedene Gewalt hergestellt werden, 
vde die Gewalt eines Staatenbundes. Eine Bundesstaats- 
gewalt vermag nur ins Leben gerufen zu werden durch 
einen Schöpfungsact des gesammten durch sie geeinigten 
Volks. Jeder Einzelstaatsgewalt und folglich auch ihrer 
Sunune ist die Schaffung einer neuen über ihr selbst 
stehenden Staatsgewalt einfach unmöglich. Selbst wo 
also nur Delegirte der Einzelstaaten die Bundesverfassung 
vereinbaren, treten sie doch nicht nur auf als Repräsen- 
tanten ihrer Staaten, sondern auch als Vertreter des ge- 
sammten durch die neue Verfassung zu einigenden Volks, 
ihre Thätigkeit ist eine gesetzgebende, soweit sie den 
neuen Staat ins Leben ruft, eine vertragschliessende, so- 
weit sie als Vertreter ihrer Staaten sich den Eintritt in 
diesen neuen Staat versprechen.^) 

Von verschiedenen Seiten wird dagegen die En^ 
stehung des Bundesstaats in folgender Weise construirt: 
Der Bundesstaat entsteht durch Vertrag der Gliedstaaten. 
Durch eben solchen Vertrag wird seine Verfassung ver- 
einbart. Dann aber erlässt der neu entstandene Staat 



massige Rechtsverhältnisse nur unter ganz besonderen Umständen 
hervortreten können. Hänel hat eben sehr wol gefehlt, dass, wo 
wir es mit Bestimmungen zu thun haben, welche Gemeinwillen 
enthalten, diese Bestimmungen auch nur durch (lem ein willen, 
nicht durch eine Anzahl übereinstimmender Einzelwillen ent- 
standen sein können. 

') Wer ein alle Gliedstaatsgrenzen durchbrechendes Bundes- 
bürgerthum, welches ein Ding ganz anderer Art ist, als 
das Gliedstaatsbürgerthum, anerkennt, wer anerkennt, dass 
das Substrat auch des Bundesstaats das Volk ist, der kann auch 
den Bundesstaat nicht lediglich aus Yertragsschlüssen der Glied- 
staaten hervorgehen lassen — ein directes Bundesbürgerthum ist 
damit unvereinbar. Es ist von La band's Standpunkt aus nur 
consequent, wenn er eine Einwirkung der Bundesgewalt auf Land 
und Leute nur „durch die Einzelstaatsgewalt hindurch** anerken- 
nen will. 
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seine Verfassung als sein Gesetz kraft seines Gesetz- 
gebungsrechts. Aber auch diese Deduction ist unhaltbar. 
Wo hat denn der neue Staat sein Gesetzgebungsrecht 
her? Aus dem Vertrage der Gliedstaaten? Aber dieses 
Gesetzgebungsrecht des Gesammtstaats ist eben ein Ding 
ganz anderer,, qualitativ von dem der Gliedstaaten ver- 
schiedener Art, kann also niemals aus einem Vertrage 
dieser Staaten resultiren. Und femer lässt uns diese 
Lehre auch völlig ohne Antwort, wenn wir fragen: auf 
welche Weise hat denn dieser von vornherein mit ge- 
wissen Organen für die Gesetzgebung ausgestattete Bun- 
desstaat sein Verfassungsgesetz zu Stande gebracht? Will 
man diesen gesetzgeberischen Act nicht vor der Zeit 
des ins Leben Tretens des Bundesstaats suchen — nach 
diesem Zeitpunkt wird man ihn schwerlich finden; höch- 
stens findet man da einen allerdings ziemlich über- 
flüssigen ^) Act nochmaliger Ergreifung dieser Verfassung 
durch den Bundesstaat. Nur bei dieser Auffassung ist 
es z. B. erklärlich, dass der norddeutsche Bund bereits 
am 8. Juli 1867 einen Vertrag abschliessen, am 13. Juli 
den Bundeskanzler ernennen und erst am 26. Juli seine 
Verfassung publiciren konnte.^) 

Eine Bundesstaatsverfassung entsteht demnach als 
Gesetz und besteht als Gesetz.*) 

Nun zurück zu unsrer obigen Frage*): Wer hat die 
Grenze des Gebiets gezogen, auf dem die Thätigkeit der 
Gliedstaaten noch unbeschränkt ist, wie früher? Wessen 



*) üeberflüssig deshalb, weil der Bundesstaat und seine Ver- 
fassung durch denselben gesetzgeberischen Act geschaffen werden 
und beide gleichzeitig entstehen. 

2) Völlig fehlgehend in diesem Punkte auch Meyer, g 64 N. 16. 

^) Der Fall, dass ein Bundesstaat aus einem Einheitsstaate 
auf yerfassungsmässigem Wege entsteht, ist hier nicht in Betracht 
gezogen worden. Für diesen Fall dürfte wol Niemand bestreiten, 
dass der Entstehungsgrund Gesetz sein würde. 

*) S. 16. 
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Wille hat es bewirkt, dass die Gliedstaaten auf diesem 
Gebiete noch thätig werden dürfen ? ^) 

Jede Bundesstaatsverfassung ist Gesammtwille, nicht 
snmmirter Einzelstaatswille. Demnach sind die einem 
Bundesstaate zustehenden Competenzen ebenfalls Ge- 
sanunt-; nicht Einzelstaatswille. Nicht die Gliedstaa.teK 
bestimmen, welche Competenzen der Gesammtstaat, welche 
die Gliedstaaten haben sollen, sondern der Gesammtstaat 
bestinunt dies. Mag eine Bundesstaatsverfassung die den 
Gliedstaaten zustehenden Competenzen positiv bestimmen, 
was ja auch möglich wäre ^), oder mag sie dieselben nur 
stillschweigend, mehr negativ zulassen — wir kommen 
jedesmal zu demselben Resultat: Nicht in den verfassungs- 
mässigen Formen seiner Willensbildung hat sich der 
einzelne Gliedstaat die Grenzen seiner Competenzen ge- 
steckt, sondern durch die Gründung des Bundes sind ihm 
diese Grenzen von einer übergeordneten Autorität ge- 
steckt worden.^) 

Nun ist eine Staatsgewalt, die ihre Competenzen 
nicht selbst zu bestimmen vermag, nicht mehr souverän, 
und, wollte man auch die Souveränetät in einer gewissen 
Sphäre für möglich halten, so ist doch eine Staatsgewalt, 
die auch die Grenzen dieser Sphäre nicht selbst zu be- 
stimmen vermag, auch in dieser Sphäre nicht mehr 
souverän. 

Ganz entschieden muss ich jedoch hier Verwahrung 
einlegen gegen jene Auffassung, welche z. R Meyer 



^) Wie diese Fragen und ihre Antworten für den in der vor- 
letzten Note berührten Fall lauten würden, brauche ich nicht näher 
auseinanderzusetzen. 

^) Sämmtliche Bestimmungen einer Bundesyerfassung principiell 
analog dem Art. 36, i der Bvf. zu fassen, wäre wol ungeschickt, 
aber juristisch doch möglich. 

8) Vgl. auch Laband I S. 105 unten, namentlich aber II S. 232 
und Hänel S. 240. 
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vertritt. Derselbe sagt^): Es liege der Gedanke nahe, 
den Einzelstaaten . . wenigstens eine beschränkte Sou- 
veränetät, d. h. eine Souveränetät ftlr diejenigen Gebiete 
zuzusprechen, auf welche sich die Befugnisse der Staaten- 
Terbindung nicht erstrecken. ,,Aber die beschränkte Com- 
petenz der Staatenverbindung schliesst noch nicht ohne 
Weiteres die beschränkte Souveränetät der Einzelstaaten 
ein, dazu gehört noch etwas Andres, dass nämlich den 
Einzelstaaten diejenigen Herrschaftsrechte, welche ihnen 
belassen sind, ohne ihre Einwilligung nicht entzogen 
werden können. Wenn irgend eine Gewalt existirt, 
welche zu einer solchen Entziehung verfassungsmässig 
befugt erscheint, so erkennen die Einzelstaaten auch in 
Bezug auf ihre ßeservatrechte eine Herrschaft über sich 
an, sind also überhaupt nicht mehr souverän, nicht ein- 
mal beschränkt souverän." Ich muss diese Möglichkeit 
einer Umgestaltung der Staatenverbindung in einen Ein- 
heitsstaat^) ftlr völlig irrelevant erklären. Nicht darauf 
kommt es an, ob und durch wessen Willen die Glied- 
staaten einmal künftig ihre Rechte verlieren könnten, 
sondern darauf, wer jetzt diese Bechte und ihre Gren- 
zen bestimmt hat.^) 

Schon aus diesem Einen Grunde also, dass nicht in 
den verfassungsmässigen Formen ihrer Willensbildung 
die Gliedstaaten sich die Grenzen ihrer Rechtsfähigkeit 
gesteckt haben, sondern dass diese Grenzen durch die 
Verfassung des Gesammtstaats gesteckt sind, schon aus 



^) Staatsrechtliche Erörterungen über die deutsche Eeichsver- 
fassung S. 6. 

2) Meyer, Staatsrecht S. 3. 

») Hänel: S. 153: „Wir bilden unsere politischen und recht- 
lichen Begriffe nach dem gegenwärtigen Bestände der wesentlichen 
Merkmale einer Erscheinung und nicht nach der Möglichkeit ihrer 
künftigen Umbildung. Die Monarchie bleibt uns Monarchie auch 
dann, wenn die formelle Möglichkeit, sie auf verfassungsmässigem 
Wege in die Bepublik umzubilden nicht ausgeschlossen ist/* 
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diesem Grunde ist die Lehre von der Souverän etat der 
Gliedstaaten in ihrer Sphäre zu verwerfen. 

Waitz' Lehre gegenüber dürfen wir uns aber nicht 
nur auf die Negation beschränken. 

Betrachtet man die Verfassung eines Bundesstaats 
z. B. des deutschen Reichs, so wird es sofort klar, dass 
ein Einheitsstaat ein Unding wäre, welcher nur die 
Competenzen des deutschen Reichs besässe. Ebenso sind 
Einheitsstaaten undenkbar, welche, wie die Gliedstaaten 
des deutschen Reichs, zur Zollgesetzgebung, zur Gesetz- 
gebung auf den Gebieten des Strafrechts, Handelsrecht» 
u. s. w. nicht oder nur in sehr beschränktem Umfange 
competent wären. Sowol dem Gesammtstaate wie den 
Gliedstaaten fehlen viele Competenzen, die ihnen nicht 
fehlen könnten, wenn sie völlig für sich allein stünden. 
Die Staatsaufgaben werden also nur erfüllt durch das 
Zusammenwirken von Gesammt- und Einzelstaat, nur da- 
durch, dass beide sich gegenseitig ergänzen, nur durch 
den Bundesstaat als die Totalität beider ^) 

Nun sagt Lab and L S. 84: Wenn man im Bundes- 
staate einen Gesammtorganismus erblickt, in welchem 
bestimmte Functionen den Einzelstaaten zugewiesen sind^ 
so geht der begriffliche Unterschied zwischen dem Bundes- 
staate und dem decentralisirten Einheitsstaat verloren und 
es erscheinen die Einzelstaaten als Einrichtungen des- 
Bundesstaats, als Theile seiner Organisation." 

Ich halte dies für nicht ganz zutreffend. Wenn die 
Gliedstaaten als Theile der Organisation des Bundesstaats 
erscheinen, so brauchen sie deshalb noch nicht als Ein- 
richtungen desselben angesehen werden zu müssen ^ 
Dies ist gerade der Unterschied zwischen dem Bundes- 
staat und dem decentralisirten Einheitsstaat, dass in 
letzterem die Kreise u. s. w. als Theile der Organisation 



^) Vgl. Aach (etwas abweichend) Hänel S. 63. 
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und als Einrichtungen des Staats erscheinen, während im 
Bundesstaat die Gliedstaaten das Letztere nicht sind. Die 
Aufgaben, welche die Gliedstaaten im Bundesstaate zu 
lösen haben, haben sie zu lösen kraft eignen Rechts, die 
Aufgaben, welche die Kreise u. s. w. im Einheitsstaate 
zu lösen haben, haben sie zu lösen kraft überwiesenen 
Rechts. Weiter aber sind die Aufgaben, welche die 
Gliedstaaten des Bundesstaats zu lösen haben, meist 
Aufgaben, welche nach den Anschauungen der betreffen- 
den Zeit nur einer Staatsgewalt zufallen können. Es 
können daher die Kreise eines Einheitsstaats einen weit 
grössern Wirkungskreis, viel mehr Bewegungsfreiheit 
haben, als die Gliedstaaten eines Bundesstaats, nichts 
destoweniger werden aus den angegebenen Gründen die 
letzteren Staaten bleiben, die ersteren Kreise u. s. w. 

Oben ist nun ausgeführt worden, dass die Compe- 
tenzen der Gliedstaaten sich darstellen als ausdrücklich 
oder stillschweigend zugelassen durch den Willen des 
Gesammtstaats. Nicht der Gesammtstaat will für sich 
gewisse Hoheitsrechte und die Gliedstaaten wollen für 
sich die andern, sondern der Gesammtstaat bestimmt 
seine Hoheitsrechte und dadurch auch die den Glied- 
staaten verbleibenden. Weiter benutzt bei der Ausführung 
einer ganzen Reihe von Staatsaufgaben der Bundesstaat 
die Gliedstaaten und ihre Beamten geradezu als Mittel 
zur Durchführung seines Willens *), überlässt ihnen die 
Erhebung von ihm zustehenden Steuern und Zöllen, die 
weitere Aus- und Einführung seiner Gesetze. 

Darausfolgt: die Gliedstaaten sind Organe des Bundes- 
staats, allerdings nicht Organe kraft überwiesenen, sondern 
kraft eignen Rechts, d. h. sie bleiben auch als Organe 
des Bundesstaats Subjecte von Hoheitsrechten, von obrig- 



^) Dies lässt sich selbst in der Verfassung der nordamerika- 
ni sehen Union nachweisen. ; 
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keitUchen Befugnissen und es ist daher nicht, wie L a b an d 
I. S. 84 meint, unerlässlich, den Bundesstaat und die 
Einzelstaaten, beiderseits einfach als Subjecte von obrig- 
keitlichen Befugnissen einander gegenüberzustellen, son- 
dern es ist unerlässlich, die Eigenschaft der Gliedstaaten 
als Subjecte von Hoheitsrechten der Eigenschaft als Organe 
des Bundesstaats gegentlberzustellen und dann zu unter- 
suchen, in welchem Verhältniss die Organe zum Ganzen 
stehen. Eine eingehendere Behandlung dieser Frage ge- 
hört jedoch nicht an diese Stelle. ^) 



IV. Die Experimente mit dem Soaveränet&tsbegriff. 
Verwechslang von Sonveränetäts- nnd Hoheitsrechten. 

Von der vollen Souveränetät, die nach Waitz dem 
Gesammtstaat und den Gliedstaaten jedem innerhalb 
seiner Sphäre zustehen soll, gehen wir über zu der Lehre 
von der Halbsouveränetät der Gliedstaaten. ^) Meines Er- 
achtens ist der Begriflf der Halbsouveränetät schon deshalb 
unbrauchbar, weil er ein viel zu schwankender ist. Es 
kann Bundesstaaten geben, in denen die nationalen 
Interessen so überwiegen, dass die Gliedstaaten fast gar 
keine Eechte behalten und andere, in denen den Glied- 
staaten eine sehr weite Competenz belassen worden isL^) 
Ist in beiden die Halbsouveränetät der Gliedstaaten die 



^) Ich behalte mir für eine spätere Abhandlung eine der- 
artige, speciell die deutsche Beichverfassung berücksichtigende 
Untersuchung vor. 

^) Der Begriff der Halbsouveränetät wird zwar meist nur auf 
Vasallenstaaten angewendet, er muss aber auch an dieser Stelle mit 
erwähnt werden. 

*) Der grosse Unterschied zwischen den Gompetenzen des deut- 
schen Beichs und der nordamerikanischen Union ist ja bekannt. 
S. darüber auch Hänel in Hirth's Annalen 1878 S. 801; ferner 
vgl. Waitz S. 164, 167. 
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gleiche? Wenn nicht, wie sonst? Und wenn es der 
Fall sein soll, wie will man diese Halbsouveränetät de- 
finiren? Etwa so, dass man sagt: Halbsouveränetät ist 
vorhanden, wenn gewisse Hoheitsrechte einem Staate er- 
halten sind, andre nicht? 

Heffter ^) unterscheidet nur gar „Kategorien der 
Souveränetät" indem er sagt: „Jedoch ist letztere (die 
völkerrechtliche Souveränetät der Staaten) nicht immer 
in gleicher Weise, weder thatsächlich (? was soll das 
heissen?) noch rechtlich bei allen Staatengebilden vor- 
handen; vielmehr lassen sich in dieser Beziehung folgende 
Kategorien unterscheiden." Dann fährt er fort, volle 
Souveränetät habe der einfache freie Staat, eine zweite 
Kategorie bilde der zusammengesetzte Staat, worunter 
wieder zu begreifen ist: „a) das Verhältniss halbsouveräner 
Staaten zu demjenigen, von welchem sie sich in bleiben- 
der Abhängigkeit, wenigstens für ihre äusseren Verhält- 
nisse befinden, b) die Vereinigung mehrerer an sich ge- 
trennter Staaten unter einer gemeinsamen Staatsgewalt, 
wobei wieder vielfache Verschiedenheiten vorkommen." 
An diesen letzten Worten sieht man schon die juristische 
ünbrauchbarkeit eines Begriffs wie des der Halbsouve- 
ränetät. Auch Heffter hat diese Ünbrauchbarkeit sehr 
wol gefühlt; denn er sagt weiter: „Halbsouveränetät ist 
zwar ein überaus vager Begriff, ja beinahe ein Wider- 
spruch in sich^), da der Ausdruck Souveränetät gerade 
die absolute Negation jeder äusserlichen Abhängigkeit 
anzeigt^) und eine Beschränkung dieser Negation im 
Allgemeinen eine unbestimmte Menge von Abstufungen 
zulässt," welche sich nicht auf Zahlenverhältnisse zurück- 
führen lassen." Meines Erachtens sind nun juristische 



») Völkerrecht, 6. Aufl. S. 40. 

^) Mit Weglassung des „beinahe^* würde ich den Satz acceptiren« 
') Dies geht zu weit. Die Eheinbundstaaten waren souverän, 
aber Napoleon gegenüber in gewisser Beziehung abhängig. 
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Begriffe, die eine unbestimmte Menge von Abstufungen 
zulassen, nicht gerade sehr wünschenswerth. Heffter 
sucht einen derartigen Begriff aber doch noch zu ver- 
werthen, indem er fortfährt: „Insofern jedoch die Souve- 
ränetät eine wesentlich doppelte Bedeutung und Wirk- 
samkeit hat, eine äussere, anderen Staaten gegenüber 
und eine innere, in dem Bereiche des eignen Staats, 
wovon letztere freilich auch regelmässig die Basis der 
ersteren ist, kann man, wo zwar diese Basis vorhanden, 
jedoch die äussere Wirksamkeit durch eine höhere Macht 
gehemmt ist, das Verhältniss der Staatsgewalt eine Halb- 
souveränetät nennen. Diesem Verhältniss entsprach vor- 
mals die deutsche landesherrliche Gewalt vor ihrer letzten 
fast maasslosen Ausdehnung, so lange es noch eine kräf- 
tige Eeichseinheit gab." Dieser letzte Satz ist charak- 
teristisch. Wie war denn das Verhältniss später, wäh- 
rend der fast maasslosen Ausdehnung der landesherr- 
lichen Gewalt? Nur halbsouverän war in dieser Zeit die 
landesherrliche Gewalt nicht mehr: soll man da etwa in 
Bruchtheilen weiter rechnen, bis die landesherrliehe Gewalt 
endlich völlig souverän wird? Oder will Heffter an- 
nehmen, dass diese volle Souveränetät bereits zu Lebzeiten 
des alten deutschen Reichs eingetreten ist? Dies ist doch 
nicht recht möglich. Wo sollte man auch vor dem Unter- 
gange des Reichs den Zeitpunkt finden, seit welchem die 
Territorien souverän geworden wären? Denn das, was 
heutzutage Souveränetät genannt wird, hat der West- 
phälische Friede den Territorien doch keinesfalls gebracht. 
Es ist im Ganzen der Standpunkt der herrschenden, 
Souveränetät im völkerrechtlichen und staatsrechtlichen 
Sinne unterscheidenden Lehre, welchen Heffter ein- 
nimmt, indem er der Souveränetät eine wesentlich dop- 
pelte Bedeutung und Wirksamkeit vindicirt Aber auch 
die äussere Wiiksamkeit der Souveränetät der Rhein- 
bundstaaten war in gewisser Weise durch eine höhere 
Macht gehenamt und doch waren diese Staaten souverän, 
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was ja auch Heffter zugiebt. Wo soll da die Grenze 
liegen ; wie weit muss die äussere Wirksamkeit gehemmt 
sein, damit man sagen könne, die Staaten seien nicht 
mehr souverän? Das, was Heffter die innere Wirk- 
samkeit, die Basis der äusseren nennt, ist die Fähigkeit 
eines Staats, seine rechtliche Zuständigkeit zu bestimmen 
und die sog. äussere Wirksamkeit ist die Handlungs- 
fähigkeit eines Staats Beide gehören zum Begriffe der 
Souveränetät, sie bilden denselben erst. Diese sog. we- 
sentlich doppelte Bedeutung des Souveränetätsbegriffs ist 
eine Voraussetzung, keine Folge desselben und es ist 
daher nicht eine halbe, sondern gar keine 
Souveränetät vorhanden, wenn eine der bei- 
den Voraussetzungen fehlt. Eine Folge der Sou- 
veränetät ist die Möglichkeit der Selbstbeschränkung der 
Handlungsfähigkeit; diese setzt aber eben bereits eine 
volle Souveränetät voraus. 

Man hat weiter versucht, eine Theilung der Souve- 
ränetät nach Innehabung und Ausübung sowie nach In- 
halt und Innehabung zn statuiren. Soweit hier der Be- 
griff der Souveränetät selbst in Betracht konunt, ist eine 
derartige Theilung unmöglich. Soweit jedoch Rechte in 
Betracht kommen, welche nach der bisherigen Auffassung 
oft Souveränetätsrechte genannt werden, vermag ich eine 
derartige Theilung nicht ohne Weiteres fttr unzulässig 
zu erklären. Nur würde die Behauptung, dass im Bundes- 
staate die Befugnisse des Gesammtstaats diesem nur der 
Ausübung, den Gliedstaaten dagegen dem Rechte nach 
zustünden, den Beweis voraussetzen, dass der Gesammt- 
staat einfach eine die Sunune der Gliedstaaten darstellende, 
nicht eine von den Gewalten der einzehien Gliedstaaten 
qualitativ verschiedene Gewalt besitze. Und dieser Be- 
weis wird nie geführt werden. Diejenigen jedoch, welche 
den Bundesstaat aus einem Vertrage der Gliedstaaten 
entstehen lassen, mögen sich fragen, ob nicht ihre Lehre 
obige Behauptung geradezu herausfordert. 
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All' dies Experimentiren mit den Begriff der Souve- 
ränetät, welches uns in den Theorien von der beschränkten, 
getheilten, halben Souveränetät u. s. w. entgegentritt^), 
hat aber seinen Grund in einer Unklarheit und Ver- 
wechslung der wichtigsten staatsrechtlichen Begriffe, wel- 
cher mit aller Energie entgegengetreten werden muss. 

Man versteht bisher unter Souveränetät einen In- 
begriff von Rechten und zwar den Inbegriff derjenigen 
Bechte, welche einem unabhängigen ßtaate in Hinsicht 
auf den Staatszweck zustehen. Jene Bechte nennt man 
dann Souveränetätsrechte. Diese unklare Ausdrucksweise 
muss unter allen Umständen verlassen werden; ihre Ver- 
bannung aus dem Staatsrecht anzubahnen ist ein Haupt- 
zweck vorliegender Abhandlung. Ist ein Staat, dem ein 
einziges jener Souveränetätsrechte fehlt, nicht mehr sou- 
verän? Oder können jene Rechte nur als Gesammtheit 
einem Staate zustehen und sind daher alle sog. Staaten- 
verbindungen , bei denen ein Theil dieser Bechte dem 
Gesammtstaate, der andere den Gliedstaaten zusteht, nur 
Uebergangsstationen , nur Etappen auf dem Einigungs- 
oder Enteinigungswege der Völker?^) Sind im Bundes- 
staate etwa weder der Gesammtstaat noch die Glied- 
staaten souverän, da ihnen beiden nur einzelne Souverä- 
netätsrechte zustehen? 

Souverän ist ein Wille und zwar derjenige Wille, 
welcher, wie wir oben gesehen haben, in der Fähigkeit, 



*) Ein genaueres Eingehen auf diese Lehren und ihre Ver- 
treter halte ich für tiberflüssig einmal deshalb, weil dieselben oft 
genug besprochen worden sind (vgl. namentlich Brie, der Bundes- 
staat B. I), ferner aber, weil, wenn die im Text sogleich folgende 
Unterscheidung sich als richtig erweist, alle jene Lehren unrichtig 
dein müssen. 

2) Zur Begründung der Bejahung dieser von Vielen bejahend 
beantworteten Frage hat schliesslich J. v. Held ein ganzes Buch 
(Die Verfassung des deutschen Reichs, Leipzig 1872) geschrieben. 
S. in demselben z. B. S. 7, 25, 29, 47 ff., 211. 
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seine rechtliche Zuständigkeit zn bestimmen, nicht be- 

* 

schränkt ist. Für die Souveränetät wesentlich ist dem- 
nach nur Ein Eecht: das Recht der Competenz-Compe- 
tenz. Dieses Recht allein verdient daher den 
Namen eines Souveränetätsrechts. Ohne Com- 
petenz-Competenz giebt es keine Souveränetät, 
ohne diese nicht jene. Souveränetät und Com- 
petenz-Competenz bedingen sich gegenseitig. 

Vom Souveränetätsrechte sind die Hoheitsrechte zu 
scheiden. Dies sind dem Berechtigten nicht nur der 
Ausübung nach, sondern zu eigenem Rechte zustehende^ 
ein staatsrechtliches Verhältniss begründende Rechte über 
ein Gebiet 

Kun giebt es souveräne und nichtsouveräne Staaten. 
Die ersteren besitzen jenes Souveränetätsrecht, die letz- 
teren nicht Ich vermag nicht jener ziemlich vreit ver- 
breiteten Ansicht beizutreten, dass die Souveränetät ein 
wesentliches Erforderniss jedes Staates sei.^) Für 
den Staatsbegriff ist nicht wesentlich die Souveränetät, 
sondern es sind tlir ihn wesentlich drei andere Begriffe : 
Territorium, Unterthanen, Hoheitsrechte. Jeder Vasallen- 
staat und jeder Gliedstaat im Bundesstaate ist daher 
Staat«) 

Demnach ist streng zu scheiden zwischen dem Sou- 
veränetätsrechte, d. h. dem die Souveränetät charakteri- 
sirenden Rechte und den Hoheitsrechten. Zeigt es sich, 
dass im Bundesstaate jenes Recht niemals den Glied- 



^) Die Literatur über diese Frage s. bei Meyer, Staatsrecht 
§ 1 N. 2 und da?u noch: Held im Staatslexicon B. XIII S. 444: 
„Mit ihr (der Souveränetät) ist eine Verfassung Staatsverfassung, 
mit ihrem Verluste hört jede Verfassung auf, Staatsverfassung zu 
sein", ferner Held's Verfassung des deutschen Keichs S. 25 und 
Hänel S. 149, welcher nicht souveränen Staaten nur den „vollea 
und normalen Begriff des Staats" absprechen will, ähnlich wie 
Gerber S. 22 der Grundzüge. Ferner s. Brie § 12 N. 109. 

«) Vgl. auch L ab and I S. 62 f. — Näheres s. unten S. 37 ff. 
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Staaten zustehen kann^ sondern stets dem Gesammtstaate 
zustehen muss, so werden wir den Gliedstaaten auch 
nicht eine theilweise Souveränetät zugestehen dtlrfen, dem 
Gesammtstaate dagegen eine volle und ungetheilte Sou- 
veränetät zugestehen müssen. — Der folgende Abschnitt 
mag entscheiden. 



V. Der Bandesstaat die sonver&ne Gesammtheit der 
Gliedstaaten oder eine Snmme sonver&ner Einzel- 
staaten ? — Juristischer Staatsbegriff. — Juristischer 
Gnnd der Souveränetät des Gesanuntstaats. 

In seinem Staatsrecht des deutschen Reichs hat 
Lab and eine Lehre verfochten, welche, wenn sie sich 
auch nur flir das deutsche Reich als richtig erweist, 
für unsre Frage überhaupt von massgebendem Einfluss 
sein muss. 

Lab and sagt: Ganz richtig, „Der Einzelstaat ist dem 
Reiche gegenüber • . . nicht souverän. . . . Aber der Ein- 
zelstaat ist an dieser, über ihm stehenden Gewalt mitbe- 
theiligt; die deutschen Staaten sind nicht Einem von ihnen 
oder einem fremden Machthaber unterworfen, sondern 
sie sind als einzelne der von ihnen selbst gebildeten 
Gesammtheit unterworfen. Die deutschen Staaten 
sind als Gesammtheit souv^rän."^) 

- Lab and behauptet (B. L S. 72): „Die Träger der 
Landesstaatsgewalt bilden zusammengenommen die ju- 
ristische Person des öffentlichen Rechts, welche das 
Subject der unter dem Namen Reichsgewalt zusammen- 
gefassten Hoheits- oder Herrschaftsrechte ist. Das nennt 
man einen Bundesstaat." Unter den Trägem der 
Landesstaatsgewalt versteht nun Laban d die Landes- 
herm (resp. die Bürgerschaften der freien Städte als 

1) B. I S. 93. 
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Einheiten gedacht)^); selbstverständlich aber sind die 
deutschen Fürsten „nicht für ihre Person, sondern nur 
als Oberhäupter und Vertreter ihrer Staaten Mitträger 
der Reichsgewalt" Der Ausdruck ist, wie der Verfasser 
selbst l)emerkt *), missverständlich. L ab a n d will in Wirk- 
lichkeit unter den Trägem der Reichsgewalt die einzelnen 
Staaten, die eben nur durch die Fürsten vertreten werden, 
verstanden wissen.^) Nun kann zwar die Gesammtheit 
der Gliedstaaten oder vielmehr richtiger ihrer Gebiete das 
Bundesgebiet ausmachen, nimmermehr aber bildet die 
Gesammtheit der Gliedstaatsgewalten die Bundesgewalt. 

Wenn man sagt: ein Haus besteht aus der Gesammt- 
heit seiner Theile, so ist dies richtig. Wenn man sagt: 
der Bundesstaat besteht aus der Gesammtheit der Glied- 
staaten, so ist dies unrichtig. Wie beim Haus nicht nur 
die Mauersteine, so können beim Bundesstaat nicht nur 
die Gliedstaaten in Betracht kommen. 

Jeder Bundesstaat ordnet sich nicht nur den Glied- 
staaten über, sondern wendet sich auch an die Unter- 
Alanen direct. Einem Bundesstaate, in welchem dies nicht 
der Fall wäre, würde das hauptsächlichste Merkmal eines 
Staats fehlen: die unmittelbar verbindliche Kraft seiner 
Gesetze für seine Unterthanen. Ganz richtig ist es aller- 
dings, wenn Lab and (I. S. 88) sagt: „Das deutsche 
Reich ist nicht eine juristische Person von 40 Millionen 
Mitgliedern", aber es'' ist ein Staat von 40 Millionen Unter- 
thanen. Ein Staat ohne Unterthanen ist undenkbar. Ob 
nun das Gliedstaatsbürgerrecht dem Bundesbürgerrecht 
gegenüber das primäre Verhältniss ist, wie in Deutschland, 
oder umgekehrt, wie in Nordamerika, ist ganz gleichgiltig; 
es genügt, dass jeder Bundesstaat eben als Staat Unter- 



1) B. I S. 87, 88, 89. 
*) B. I S. 89. 

>) B. I S. 89: „Das deutsche Beleb ist kein Fürstenbund, sondern 
ein aus den deutschen Staaten gebildeter Staat.*' 

Liebe, Staatsrecht!. Stadien. I. 3 
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thanen hat, haben muss. Wenn dies aber der Fall ist, 
so hat der Bundesstaat als Grundlage das Volk, die 6e- 
sammtheit seiner Unterthanen. Nicht eine Vielheit von 
juristischen Personen, sondern nur eine Vielheit von 
Menschen können einen Staat bilden.^) 

Aber der Bundesstaat fasst seine Unterthanen nicht 
zur Erreichung jedes Staatszwecks als Gesammtheit zu- 
sammen, sondern er lässt die Zusammenfassung einzelner 
Theile zu Gemeinwesen bestehen, die eine selbständige, 
nicht in der Bundesgewalt wurzelnde Staatsgewalt be- 
sitzen. Auch diese Gemeinwesen sind Staaten, haben 
also ebenfalls Unterthanen. Es giebt ein directes Unter- 
thanenverhältniss sowol dem Gesammtstaate, wie den 
Gliedstaaten gegenüber. 

Ninuut man an, der Bundesstaat sei die Gresammt- 
heit der Gliedstaaten (eine juristische Person von so viel 
Mitgliedern als Gliedstaaten vorhanden sind, wie Lab and 
will), so ist ein directes Untertbanenverhältniss dieser 
Gesanmitheit gegenüber undenkbar. Es giebt dann nur 
Unterthanen der Gliedstaaten und der Gesammtheit gegen- 
über höchstens ein mittelbares Untertbanenverhältniss.^) 
Dies widerspricht jedoch der unmittelbar verbindlichen 



^) Vgl. aach Martitz in der Ztschrft. f. d. ges. Staatswissen- 
schaft, B. XXXII S. 567. 

') Dies wird dann besonders klar, wenn man sich die Stellang 
der einzelnen Actionäre in dem von Laband §9N. 3 angeführten 
„YoUständigen Analogon" vergegenwärtigt. — Laband behauptet 
(I S. 81): Im Bandesstaat binde ein Bandesgesetz direct und un- 
mittelbar die Angehörigen der Gliedstaaten, aber es binde sie nur 
darum, weil sie den Einzelstaaten angehören (S. 80), nicht etwa 
weil sie, losgelöst von der Staatsgewalt der Einzelstaaten, der 
Beichsgewalt unmittelbar unterworfen seien. Eine Verbindlichkeit, 
welche nur die Folge eines zwischen dem Verpflichteten und einem 
Dritten bestehenden Verpflichtungsverh&ltnisses ist, ist aber meines 
Erachtens nicht eine dem Verpflichteten „unmittelbar^* vom Be- 
rechtigten auferlegte. 
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Kraft vieler Bundesgesetze für die Bundesangehörigen 
und widerspricht vor allen Dingen der unumstösslichen 
Thatsache, dass jeder Bundesstaat Staatscharakter hat 
und es einem Staate gegenüber ein unmittelbares Unter- 
thanenverhältniss geben muss. 

Ich vermag also nicht anzuerkennen, dass der Bundes- 
staat eine ideale Persönlichkeit sei, deren Grundlage die 
Gesammtheit der Gliedstaaten und folglich auch nicht, 
dass diese Gliedstaaten als Gesammtheit souverän seien. 

Von der Frage, ob im Bundesstaate die Gesammtheit 
der Gliedstaaten souverän sei, ist natürlich die Frage 
verschieden, ob nicht die Gesammtheit der verbündeten 
Regierungen Träger der Souveränetät des Bundesstaats 
sei. Diese Frage glaabe ich für das deutsche Reich be- 
jahen zu müssen^), licht jedoch für die Schweiz und 
die Union. 

Wenden wir uns nun zur Lehre der Nullificatoren, 
wie sie M. Seydel in einer nach mehreren Richtungen 
hin verdienstlichen Abhandlung*) auch in. Deutschland 
einzuführen versucht hat 

Es hat sichHänelin seiner treflFlichen Widerlegung^) 
der von Seydel gefundenen Resultate darauf beschränkt 
und seiner Aufgabe nach darauf beschränken dürfen, 
Seydel's Schlussfolgerungen den Bestimmungen der 
deutschen Reichsverfassung gegenüber als unhaltbar nach- 
zuweisen. Unsere Aufgabe erfordert dagegen ein Zurück- 
gehen auf SeydeTs grundlegende Sätze. 

Seydel beginnt mit der Bemerkung, dass es eine 



^) S. darüber namentlicli Meyer § 120 N. 2, welcher N. 4 mit 
mir darin übereinstimmt, da&s man als Träger der Beichsgewalt die 
einzelnen deutschen Staaten nicht betrachten dürfe; ferner N. 6, 7 
und § 123 N. 2. 

') Zeitschrift f. d. gesammten Staatswissenschaften, B. XXVIII 
(1872) S. 185—256. 

») Studien I S. 51—56. 

3* 
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aUgemein anerkannte Formel für den Begriff des Staats 
nicht gebe. 

Seydel wird in Folge dessen zugeben mttssen, dajss, 
je nachdem man die eine oder andere Formel gebraucht, 
man zu ganz yerschiedenen, yieUeicht einander entgegen- 
gesetzten Besultaten kommen kann. 

Seydel verwirft es mit vollem Recht, die Bestimmung 
des StaatsbegriJOTs nur der Philosophie zu überlassen. 
Andererseits ist es aber ein verhängnissvoller Fehler, den 
er begeht, indem er S. 188 seine Definition des Staats- 
begriffs auf Aeusserungen sttttzt, aus denen die philoso- 
phische Betrachtungsweise noch mehr oder weniger her- 
vorleuchtet Verfehlt und einseitig ist femer die Anf tthrung 
der Aeusserung Heffter's, in welcher Seydel den von 
Heffter festgehaltenen leidigen Unterschied der sog. 
zwei Bedeutungen des SouveränetätsbegriJSTs nicht be- 
achtet. 

Stützen wir unsere Begriffsbestinmiung des Staats 
nicht auf Aeusserungen Anderer, sondern auf die that- 
sächlichen Verhältnisse. 

Seydel erkennt den Bundesstaatsbegriff nicht an, 
lassen wir ihn denmach vorläufig aus dem Spiele. 

Können wir aber leugnen: erstens, dass z. B. im 
alten deutschen Beiche sowol das Beich wie die Terri- 
torien staatsähnliche Oemeinwesen waren und zweitens, 
dass unsere Staatsrechtswissenschaft unbedingt von einem 
Grundbegriffe ausgehen muss, mag dieser nun Staat 
oder politisches Gemeinwesen^) genannt werden? 

Nun scheint es mir völlig unbedenklich, sowol das 
alte Beich wie die einzelnen Territorien Staaten zu 
nennen.^) Der Staatsbegriff ist bereits seit langer Zeit 
der Grundbegriff unsrer Wissenschaft — dass trotz- 
dem noch über ihn Streit ist, daftlr mag man sich 



^) Meyer, Erörterungen S. 8. 

*) Vgl. namentlich auch Laband I S. 62 f. 



w w » \ % 
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bei denjenigen Juristen bedanken, die in übel ange- 
brachter Bescheidenheit zur Bestimmung eines der wichtig- 
sten Begriffe der Rechtswissenschaft die Juristen ftlr un- 
fähig hielten und diese Bestinmiung den natürlich stets 
subjectiyen Anschauungen der Philosophen überlassen zu 
müssen glaubten. Die von Meyer a. a. 0. gerügte 
Mehrdeutigkeit ^} des Staatsbegriffs wird fast verschwinden, 
mindestens aber kein Unheil anrichten können, wenn 
man den Begriff richtig fasst 

Ich definire den Staat als eine mit Hoheitsrechten ^) 
ausgestattete, auf ein bestimmtes Qebiet basirte Gesammt- 
heit von Menschen. 

In der That — was zwingt uns, stets und immer 
nur auszugehen von jenen mehr philosophischen als ju- 
ristischen Definitionen, welche den Staat hinstellen als die 
mit souveräner Macht ausgestattete, als die vollkommene, 
höchste u. s. w. rechtliche Persönlichkeit? 

Bodin, der Schöpfer des bisher festgehaltenen 
Staatsbegriffs hat bei seiner Definition lediglich den ein- 
fachen Einheitsstaat im Auge gehabt Den heutigen com- 
plicirten Staatsverhältnissen gegenüber vermag der Be- 
griff nicht mehr zu genügen; wenn wir mit logischer 
Gonsequenz auf demselben fortbauen, kommen wir, wie 
S e 7 d e 1 s Beispiel zeigt, zu Resultaten, die mit den that- 
sächlichen Verhältnissen völlig unvereinbar sind — hat 
unter diesen Umständen die Staatsrechtswissenschaft nicht 
geradezu die Pflicht zu untersuchen, ob denn wol der 
Grundbegriff, mit dem sie arbeitet, nicht einer Gorrectur 
bedarf? 

Wenn wir nun oben unterschieden haben zwischen 
dem Souveränetätsrechte, d. h. dem Rechte der Gompetenz- 
Gompetenz, und den Hoheitsrechten; wenn wir demgemäss 



^) Meyer's „politisches Gemeinwesen** w&re übrigens in noch 
Yiel höherem Grade ein wahres Master eines vieldeutigen Begrifb. 
') In dem oben S, 31 angegebenen Sinne. 
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solche Gemeinwesen, welche nach unsrer obigen Definition 
Staaten sind, jenes Becht der Gompetenz-Competenz aber 
nicht besitzen, nicht souveräne, die andern aber souveräne 
Staaten nennen, so kann uns ebensowenig der von Sey del 
erhobene Vorwurf, dass eine solche Ausdrucksweise ver- 
schiedene Dinge (souveräne und nicht souveräne Gemein- 
wesen) mit demselben Namen benenne, treffen, als im 
Gebiete des Privatrechts z. B. die Bezeichnung sowol 
des juristischen als des natürlichen Besitzes als Besitz 
als unberechtigt wird hingestellt werden dürfen. 

Deshalb sagen wir: Der Satz Seydels (S. 188), 
dass Staat neben Staat für dasselbe Gebiet nicht denk- 
bar, weil eine doppelte vollkommene Einigung eine 
contradictio in adjecto sei, trilBFt für uns nicht zu, denn 
der Staat ist nicht nothwendig die vollkommene Einigung; 
mit Seydels Definition „Der Staat sei die durch Einen 
höchsten Wülen vereinigte Gesammtheit der Menschen 
eines Landes" ist nicht sowol der Staat als der souveräne 
Staat definirt, ebenso wie der Satz (S. 189) „Zwei höchste 
Willen heben einander auf, verneinen sich gegenseitig, 
sind darum begrifflich unmöglich", nur die Unmöglichkeit 
zweier auf demselben Gebiete herrschender souveräner 
Staaten beweist. 

Auf diese, nur für den souveränen Staat zutreffen- 
den Sätze baut Sey del seine ganze Deduction und ge- 
langt, auf dieselben gestützt, zur Negation des Bundes- 
staatsbegriffs. Wir gelangen, gestützt auf unsere Defini- 
tion, nur dazu, die Möglichkeit des Nebeneinanderbestehens 
zweier souveräner Staaten auf demselben Gebiete zu 
negiren. 

Haben vfir nun oben dargethan, dass wir im Gre- 
sammtstaate des Bundesstaats einen Staat erblicken, dass 
wir die Staatsnatur des Gesammtstaats als für den Bundes- 
staat begrifflich nothwendig ansehen müssen, so kann es 
sich schliesslich für uns nur noch um die Frage handeln , 
ob es nicht wenigstens begrifflich möglich sei, dass in 
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irgend einem Bundesstaate einmal nur die Gliedstaaten 
souverän seien , nur ihnen das Becht der Oompetenz- 
Gompetenz zustehe. 

Versuchen wir, abweichend vom Gebrauch derjenigen, 
die sich bisher mit dieser Frage beschäftigt haben ^), die- 
selbe rein juristisch und dabei abstract, nicht an eine 
bestimmte Verfassung uns anlehnend, zu beantworten. 

Nehmen wir an, was wir fttr unmöglich halten, dass 
die verfassungsmässigen Gompetenzen des Gesammtstaats 
irgend eines Bundesstaats nur im Wege des Vertrags der 
Gliedstaaten geändert werden könnten. 

Der Widerspruch eines einzigen Staats vrürde dann 
jede Aenderung der Verfassung des Gesammtstaats un- 
möglich machen, jeder Gliedstaat hätte die Zulassung 
einer Erweiterung oder Schmälerung der Gesammtstaatsh 
competenzen in seiner Hand. 

Hat es aber damit der einzelne Gliedstaat in seiner 
Hand, seine eigenen Gompetenzen allein von sich 
aus und durch sich selbst beliebig zu erweitem? Oder 
muss er nicht vielmehr, wenn er seine Gompetenzen er- 
vreitern will, einen Bundesbeschluss herbeiführen, durch 
welchen die Bundescompetenzen entsprechend verengert 
werden, so dass ihm dadurch, also von Bund es wegen, 
die Möglichkeit einer Aenderung seiner Gompetenzen 
gewährt wird? ^) 

Aber weiter. Würde eiüe solche Bestimmung, dass 
Aenderungen der Verfassung des Gesammtstaats nur im 
Wege des Vertrags der Gliedstaaten vorgenommen wer- 
den können, etwa einzig und allein nur in den Ver- 
fassungen der Gliedstaaten stehen können, so dass also 



^) Literatur s. namentlich bei Brie S. 163— -171. 

^) La band trifft den Kern der Frage sieht, wenn er I S. 69 
das ganze Gewicht auf die Möglichkeit einer Majorisirung der Glied- 
staaten legt und behauptet, nur das mache den Gliedstaat zum 
Object eines höheren Willens, dass er in der Minderheit bleiben 
könne. 
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diese Cardinalfrage , wie die Verfassung des Gesammtr 
staats zu ändern sei, in dessen Verfassung gar nicht be- 
rührt wäre, als gehe sie ihm gar nichts an und sei ledig- 
lich Privatsache der Gliedstaaten? Kann es überhaupt 
eine Verfassung geben, welche die Möglichkeit ihrer 
Aenderung gar nicht in Betracht zieht? 

Diese Fragen verneinen sich selbst. 

Die Bestimmung: ,,Der Gesammtstaat X. darf seine 
Verfassung nur auf dem und dem Wege ändern" hat 
einen für eine Gliedstaatsverfassung völlig unmöglichen 
Inhalt; es ist juristisch unmöglich, dieser Bestimmung 
einen anderen Platz anzuweisen, als in der Verfassung 
des Gesammtstaats. 

Demnach würde sich also jede die Bedingungen der 
Aenderung der Gesammtstaatsverfassung festsetzende Be- 
stimmung als Wille des Gesammtstaats darstellen müssen, 
keine solche Bestimmung würde sich jemals als Wille der 
einzehien Gliedstaaten darstellen können. 

Es ergiebt sich: 

Erstens: Ein Gliedstaat im Bundesstaate vermag 
niemals einseitig von sich aus seine Gompetenzen zu 
ändern. 

Zweitens: Nur der Gesammtstaat vermag durch 
veränderte Abgrenzung seiner eigenen Zuständigkeit die- 
jenige der Gliedstaaten zu ändern. 

Drittens: In seiner eigenen Verfassung muss dem 
Gesammtstaate der behufs Herbeiführung einer Aende- 
rung seiner Gompetenzen einzuschlagende Weg vor- 
gezeichnet sein; dies bedeutet aber nichts Anderes, als: 
In seiner eigenen Verfassung muss dem Gesammtstaate 
die Möglichkeit einer Aenderung seiner Zuständigkeit, 
d/ h. das Eecht der Competenz-Competenz, gegeben sein. 

Als Schlussresultat erhalten wir: Jede Bundesstaats- 
verfassung entsteht als Gemeinwillen, d. h. als Geöetz. 
In jedem Bundesstaate sind sowol der Gresanunt- wie der 
Gliedstaat Staaten und es besteht ein Verhältniss der 
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Ueberordnong des Gesammtstaats zu den Gliedstaaten 
wie des Gesammtstaats zu den einzelnen Unterthanen. 
Die Rechte der Gliedstaaten im Bundesstaate sind ledig- 
lich Hoheitsrechte^ welche begri^ch durchaus verschieden 
von der Souveränetät, daher macht der Besitz von Hoheits- 
rechten die Gliedstaaten auch nicht theilweise souverän. 
Das die Souveränetät charakterisirende Becht der Com- 
petenz-Competenz muss in jedem Bundesstaate den Glied- 
staaten abgehen, dem Gesammtstaate zustehen: in jedem 
Bundesstaate müssen die Gliedstaaten nicht souverän, 
muss der Gesammtstaat souverän sein. 

Mag man daher die deutschen Fürsten auch weiter 
Souveräne nennen, mag Art 3 der Schweizer Verfassung 
den Satz aussprechen, dass die Kantone souverän seien,, 
soweit ihre Souveränetät nicht durch die Bundesver- 
fassung beschränkt sei: Die Wissenschaft wird bei der 
Behauptung stehen bleiben müssen, dass die zu einem 
Bundesstaate vereinigten Staaten nach keiner Bichtung 
und in keiner Beziehung souverän sein können. 



